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Wenn das Geweih des Rehbocks noch im Bast ist

Haben auch Sie, liebe Leserinnen und Leser, Ihren Lichtblick? Dann teilen Sie doch diesen Glücksmoment mit uns. Die besten Bilder werden mit einem  
Abdruck belohnt. Senden Sie uns Ihr Foto mit einer kurzen Legende dazu und Ihrer vollständigen Adresse an redaktion@buendnertagblatt.ch.

G A S T K O M M E N T A R  Hanspeter Schmitt über machtförmige Vertuschung und die Würde verletzter Menschen

Immunisierung der Kirche – 
um jeden Preis

A
Am 14. März hat Martin Grichting, 
freischaffender Publizist und Dom-
herr des Bistums Chur, einen Gast-
kommentar auf kath.net veröffent-
licht, einem Medium, das tenden-
ziell fundamentalistischen Ein-
lassungen und Schmährufen eine 
Plattform bietet. Auch der Beitrag 
Grichtings ist nichts weiter als ein 
Pamphlet, das in Inhalt und Ton 
dem dort üblichen sachlich verfäl-
schenden und menschlich herab-
würdigenden Gesamtduktus ent-
spricht. Verheerend wirkt jedoch 
eine Passage, mit der speziell die 
Herabwürdigung von Opfern se-
xualisierter kirchlicher Gewalt in 
Kauf genommen wird: Formuliert 
von einem Autor, der selbst viele 
Jahre in klerikaler Leitungsverant-
wortung stand. – Aber eins nach 
dem anderen.

Seinen ersten Angriff führt Grich-
ting gegen die Churer Bistumsspre-
cherin Nicole Büchel und ihr davor 
erschienenes Statement zum Mu-
sikvideo «Alice». Dieser Song wird 
der Schweizer Beitrag beim Eurovi-
sion Song Contest 2026 in Wien sein. 
Das Video zeigt eine kirchliche Trau-
ungszeremonie, die wie eine hinter-
gründige Metapher wirkt, um das 
Ideal abzubilden, dem die prekäre 
Erfahrung von Alice vor und im Mo-
ment ihrer Trauung in keiner Wei-
se entspricht. Büchel weist darauf 
hin, dass kirchliche Zeremonien wie 
diese offenbar kulturell noch derart 
präsent sind, dass sie sich als Folien 
für künstlerische Botschaften eig-
nen. Grichting hingegen hat keinen 
Sinn für diese Metaphorik. Er wertet 
das Statement Büchels diffamierend 

als «Fehlleistung einer überforder-
ten Person». Sie habe nicht durch-
schaut, dass «die katholische Kir-
che und das Ehesakrament als Ku-
lisse missbraucht» wurden, und ha-
be diesen «Missbrauch der Kirche» 
überdies «bejubelt». Zum ersten Mal 
fragt man sich beim Lesen, wohin 
diese Kulturkampfrhetorik Grich-
tings führt, wenn sie jeden hinter-
gründigen Blick auf kirchliches Han-
deln sofort als Missbrauch der Kirche 
angreift und tabuisiert. 

Ein weiterer Angriff gilt dem 
Churer Bischof Joseph Bonnemain. 
Nach seiner fünfjährigen Amtszeit, 
die Grichting als «Herrschaft eines 
Einzigen» tituliert, liege sein Bis-
tum innen wie nach aussen hin «in 
Trümmern». Das Priesterseminar 
sei «zerstört und geleert» und das 
«sakramentale Wesen der Kirche 
(…) so weit eingeebnet worden, wie 
es nur geht». Zur Illustration wendet 
Grichting Lukas 16 direkt auf Bischof 
Bonnemain an: «Der ungetreue Ver-
walter verschleudert die Substanz 
seines Herrn, um sich persönlich 
Vorteile zu verschaffen.» Wegen 
dieser Vorteile habe sich Bonne-
main «bei den Staatskirchen sowie 
bei linken Aktivisten» angebiedert. 
Er dispensiere Gläubige von der 
«Beachtung des 6. Gebots», schwei-
ge «zum christlichen Proprium (…) 
zugunsten links-grün-woker Main-
streamthemen» und anderes mehr. 
Wieder fragt man sich, ob auch die-
ser polemische Mix aus Feindbil-
dern und Stereotypen der Immu-
nisierung der vermeintlich wahren 
Kirche dienen soll. Jedenfalls gibt 
er weder die Intentionen noch das 
Wirken des Bischofs korrekt wie-
der, auch nicht die komplexen Kon-
texte, in denen sich ein Bischof be-
wegt. Schlussendlich zielt Grich-
ting auf den Apostolischen Stuhl in 
Rom: Mit Bonnemain «wurde dem 

Bistum Chur despotisch ein Bischof 
aufoktroyiert, den das Domkapitel 
synodal abgelehnt hatte». Die Be-
hauptung, dass Rom «despotisch» 
handelte und das Domkapitel rein 
«synodal» instruiert war, ist aus 
den öffentlich zugänglichen Quel-
len leicht zu widerlegen.

Zwischen diese beiden Angriffe 
platziert Grichting die besagte ver-
heerende Passage: Auch hier scheint 
die Absicht kirchlicher Immunisie-
rung leitend zu sein, diesmal aber 
zum Schaden derer, die Opfer sexua-
lisierter Gewalt in der Kirche sind. 
Die Kirche in der Schweiz gebe sich 
– so Grichting – «krampfhaft welt-

offen». Die «unfassbar inkompeten-
te Art und Weise, wie das Thema der 
sexuellen Übergriffe unter der Fe-
derführung des Bistums Chur ange-
gangen wurde», sei der Beleg dafür. 
Bis dahin lässt sich dieses subjekti-
ve Urteil ignorieren, zumal die aktu-
elle Praxis der Schweizer Kirche in 
puncto Offenlegung, Aufarbeitung 
und Prävention weithin Anerken-
nung findet. Dann aber fährt Grich-
ting fort: Er beklagt, dass so «die Kir-
che allein (…) ins Licht der Medien 
gezerrt» wurde, was ihr «einen ko-
lossalen Schaden» zugefügt hätte. 
Hier endet das Ansinnen Grichtings 
im Desaster: Anstatt zugunsten zu-
tiefst verletzter Menschen den Fo-
kus auf den übergriffigen Taten und 
Umständen in der Kirche zu belas-
sen, lenkt er auf das gesamtgesell-
schaftliche Problem ab. Niemand 
ist so naiv, die Bedeutung dieser be-
drückenden Frage nicht auch in an-
deren Bereichen zu erkennen! Doch 
das eine gegen das andere auszu-
spielen, ist ein Akt machtförmiger 
institutioneller Vertuschung – und 
wird den Opfern nicht gerecht. 

«Realitätsverlust im Bistum 
Chur», so ist Grichtings Beitrag auf 
kath.net überschrieben. Wie weit 
entwickelt der Realitätssinn vor-
mals war, als er selbst das Zepter 
von Bischof Huonder schwang, mö-
gen Historikerinnen und Historiker 
beurteilen. Unerträglich aber ist es, 
die Realität und die Erfahrungen der 
Opfer sexualisierter kirchlicher Ge-
walt zu relativieren und damit ihre 
Würde anzutasten – ganz gleich, 
welche Absicht man dabei im Schil-
de führt. Geschieht das, muss dem 
Einhalt geboten werden. 

Prof. Dr. H A N S P E T E R  S C H M I T T 
ist Inhaber des Lehrstuhls für Theo-
logische Ethik an der Theologischen 
Hochschule Chur.

«

Verheerend wirkt  
jedoch eine Passage, 
mit der speziell die 
Herabwürdigung 
von Opfern  
sexualisierter  
kirchlicher  
Gewalt in Kauf  
genommen wird.

»

G A S T K O M M E N T A R

Wohnen darf 
nicht zum  
Luxus werden

 ▸ R O M A N  H U G  über die Bedeutung der  
Wohnraumfrage für den Kanton Graubünden

G raubünden ist ein wunderbarer Kan-
ton. Unsere Landschaften, unse-
re Vielfalt und unsere Lebensquali-

tät ziehen Menschen aus der ganzen Schweiz und 
darüber hinaus an. Doch genau diese Standortat-
traktivität wird zunehmend zum Bumerang, denn 
die Wohnungsnot in Bündner Tourismusgemein-
den ist eine Realität. Junge Familien, die keine be-
zahlbare Wohnung finden. Lehrabgängerinnen 
und Lehrabgänger, die wegziehen müssen, weil sie 
sich das Wohnen am Ausbildungsort nicht mehr 
leisten können. Die Ursachen sind bekannt: Eine 
hohe Nachfrage trifft auf ein beschränktes Ange-
bot. Der Druck auf altrechtliche Objekte ist enorm. 
Sie werden abgerissen, neu gebaut und als teure 
Zweitwohnungen verkauft. Allein in Davos gehen 
jährlich rund 55 Erstwohnungen auf diesem Weg 
verloren. Über die Jahre ist das eine schleichen-
de Erosion des Wohnraums für die einheimische 
Bevölkerung. 

Die Folgen gehen weit über die individuelle 
Betroffenheit hinaus. Ohne bezahlbare Wohnun-
gen fehlen die Familien, die Kinder in die Schu-
len bringen. Es fehlen die Fach- und Arbeitskräfte, 
auf die unsere Wirtschaft angewiesen ist. Niemand 
will Dörfer, die nur noch aus Zweitwohnungen be-
stehen und in denen unter der Woche die Fenster-
läden geschlossen bleiben. 

Graubünden braucht eine klare Strategie, um 
das Bauen generell zu erleichtern. Viele der bishe-
rigen Bemühungen in der Raumplanung sind kont-
raproduktiv. Wenn den Talschaften ausserhalb des 
Rheintals Entwicklungsmöglichkeiten entzogen 
werden, zeigt sich das eben besonders in den Tou-
rismusdestinationen. Dass heute florierende Tou-
rismusorte mit grosser Wohnraumnachfrage be-
stehende Bauzonen auszonen müssen, ist nicht 
nachvollziehbar. Es benötigt eine zwingende Kurs-
korrektur auf kantonaler Ebene. 

Daneben haben aber auch die Gemeinden Mög-
lichkeiten, sich positiv zu positionieren. Eine mög-
lichst pragmatische und liberale Gesetzgebung auf 
kommunaler Ebene ermöglicht vieles. Dies benö-
tigt Durchsetzungsvermögen und oft entsteht auch 
Erklärungsbedarf. Wer aber die vielfach überlade-
nen kantonalen Leitfäden entrümpelt und sich auf 
das Wesentliche konzentriert, bringt seine Gemein-
de entscheidend weiter. 

Gleichzeitig ist auch die konsequente Umset-
zung der heutigen Regeln bezüglich des Anteils der 
Zweitwohnungen wichtig. Denn es nützt das beste 
Gesetz nichts, wenn niemand hinschaut. Dass kon-
sequentes Handeln möglich ist, zeigt Davos. Die 
zuständige Departementsvorsteherin Valérie Fav-
re Accola hat die Überprüfung von Erstwohnun-
gen systematisch verschärft. Die Ergebnisse wa-
ren ernüchternd: Teilweise wiesen bis zu 40 Pro-
zent der Wohnungen in einem Wohnblock ver-
dächtige Unregelmässigkeiten auf. Scheinanmel-
dungen, bei denen der tatsächliche Lebensmit-
telpunkt im Unterland liegt oder das gezielte An-
siedeln von Briefkastenfirmen in Erstwohnungen. 
Die Umgehungsversuche sind kreativ, doch Davos 
greift durch und zeigt Fälle bei der Staatsanwalt-
schaft an. Jede illegal als Zweitwohnung genutzte 
Erstwohnung ist eine Wohnung, die einer einhei-
mischen Bündner Familie fehlt.

Genau diese Konsequenz braucht es auch auf 
kantonaler Ebene. Der Kanton setzt die raumpla-
nerischen Rahmenbedingungen, er kann Bewil-

ligungsprozesse beschleuni-
gen und Gemeinden stär-

ken, die aktiv Erstwohn-
raum schaffen wollen. Da-
für braucht es in der Re-
gierung jemanden, der 

die Herausforderungen 
nicht aus dem Lehrbuch 

kennt, sondern aus der Pra-
xis. Valérie Favre Accola bringt ge-

nau diese Erfahrung mit. Denn die Wohnraumfra-
ge entscheidet darüber, ob Graubünden ein Kanton 
bleibt, in dem man nicht nur Ferien macht, sondern 
auch leben kann. 

R O M A N  H U G  ist Nationalrat und Präsident der SVP 
Graubünden. Er gründete 2005 als Architekt sein  
eigenes Unternehmen, die BHP Architekten AG, und 
präsidiert heute deren Verwaltungsrat.
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